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Editorial
Kann, was nicht zu verstehen ist, Befolgung erwarten?

Angesichts des manifesten Migrationsbefundes in Richtung
nicht regulierter Online-Märkte stößt das Glücksspielrecht
in rechtsphilosophische Regionen vor. Weder der Rechts-
befehl noch der Rechtsvollzug vermögen die große Mehr-
heit der Rechtsadressaten in den Bahnen zu halten, die
ihnen die Rechtsordnung zuweist. Steuert der Staat nicht
mit starker Hand gegen, erodiert irgendwann faktisch nicht
nur der Rechtsbefehl der jeweiligen Normen,
wie im Falle der sowohl wirkungslosen als auch
fehlgeleiteten Kanalisierung durch das Internet-
verbot (§ 4 Abs. 4 GlüStV) in Richtung der viel
suchtaffineren stationären Glücksspielangebo-
te. Viel schlimmer noch kann auch der für den
Rechtsstaat viel grundlegendere Rechtsanwen-
dungsbefehl in der Online-Wahrnehmung der
Rechtsadressaten Schaden erleiden, auch für
die Rechtsgüter außerhalb des Glücksspiel-
rechts – man denke nur an die Herausforderun-
gen durch Kryptowährungen bei der Bekämp-
fung von Geldwäsche.
Hier ist nicht der Platz für rechtsphilosophische Diskurse,
gleichwohl für einen kurzen Hinweis auf die englische
Rechtspragmatik, die der Law Lord Alfred Denning treffend
in einen Satz gefasst hat, der sich jedem Hörer der Lord
Denning Lectures eingraviert hat: „Legal decision-making
is regarded as the cognitive process resulting in the equita-
ble selection of a course of action among several alternati-
ve possibilities“.
Die universelle Wirksamkeit von Lord Denning’s Rechts-
axiom „law has to make sense“, dessen Nichtbeachtung
die Rechtsbefolgung massiv schwächt, lässt sich anhand
vorhandener datenempirischer Befunde belegen. So zeigt
der Jahresreport 2016 der – für grundlegende Reformab-
sichten unverdächtigen – Glücksspielaufsichtsbehörden
der Länder (in seiner endgültigen Fassung vom
20.3.2018) für den Online-Glücksspielbereich auf, dass
im Jahr 2016 85 % der Bruttospielerträge im nicht regu-
lierten Markt und lediglich 15 % im regulierten Markt
erzielt wurden (381 Mio. Euro Bruttospielertrag im regu-
lierten und 2.051,6 Mio. Euro Bruttospielertrag im nicht
regulierten Online-Glücksspielmarkt). Dies entspricht

auch den auf das vorangegangene Jahr bezogenen Erhe-
bungen des Handelsblatt Research Institute zur Digitali-
sierung des Glücksspiels (Oktober 2017), wonach im Jahr
2015 mit 1,8 Mrd. Euro Bruttospielerträgen mehr als
80 % des Online-Marktes auf den nicht regulierten Be-
reich entfielen.

Abgesehen von der Wirkungslosigkeit ero-
diert § 4 Abs. 4 GlüStV mit seiner fehlge-
leiteten, trotzdem weiterverfolgten Kanali-
sierung in Richtung gefährlicherer statio-
närer Glücksspielangebote besonders ver-
heerend die Rezeption des Rechtsbefehls
in der wachsenden Online-Community,
die in allen Altersgruppen immer kriti-
scher auf bevormundende Online-Be-
schränkungen reagiert. Der Endbericht
des Landes Hessen vom 10.4.2017 zur
Evaluierung des 1. Glücksspieländerungs-
staatsvertrages zeigt in der Vergleichsta-

belle 12 (S. 38) klar auf, dass das stationäre Spiel deutlich
gefährlicher ist als sämtliche Online-Spielvarianten, die
am unteren Ende der Tabelle stehen. Gerade terrestrische
Spielhallen, Gaststätten und Spielbanken werden nach
den statistisch gewonnenen Erkenntnissen der Suchtfor-
schung offenbar von Spielsüchtigen wesentlich stärker
präferiert als Online-Spielangebote. Die nach § 4 Abs. 4
GlüStV verfolgte regulatorische Kanalisierung in Rich-
tung der stationären Glücksspielangebote verstärkt damit
die Gefahr, dass durch den Kontakt mit Spielsüchtigen in
Spielhallen, Gaststätten und Spielbanken deren problema-
tisches Spielverhalten adaptiert wird. Die gesetzgeberi-
sche Annahme, bei stationärem Glücksspiel finde eine
„soziale Kontrolle“ statt, welche der Glücksspielsucht ent-
gegenwirke, erweist sich empirisch als widerlegt und re-
gulatorisch absurd.
Die Effizienz, Kohärenz und regulatorische Aktualität von
Rechtsbefehlen in der Glücksspielregulierung wird auch in
der Rechtsprechung des Gerichtshofs angemahnt:

„Aus dem Gebrauch der Wendung ‚in kohärenter und
systematischer Weise‘ geht unmittelbar hervor, dass
die betreffende Regelung nicht nur im Moment ihres
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Erlasses, sondern auch danach dem Anliegen entspre-
chen muss, die Gelegenheiten zum Spiel zu verringern
oder die mit Spielen verbundene Kriminalität zu be-
kämpfen.“ (Rs. C-464/15 – Admiral Casinos & Enter-
tainment AG, Rn. 34)

Dem hat sich das BVerwG in seinen beiden Revisionsurtei-
len 8 C 14.16 und 8 C 18.16 vom 26.10.2017 versagt. Das
Revisionsgericht hat die Umstände und Daten zur tatsäch-
lich wirkungslosen und fehlgeleiteten Kanalisierungsfunk-
tion von § 4 Abs. 4 GlüStV vollständig übergangen, da ihm
mangels (aber notwendiger) Rückverweisung an das Be-

rufungsgericht aktualisiert zu berücksichtigende Tatsa-
chengrundlagen fehlten.
Sollte sich bis zum Außerkrafttreten des 1. Glücksspielän-
derungsstaatsvertrages mit Ablauf des 30.6.2021 (§ 35
Abs. 2 GlüStV) keine Reform der Vernunft durchsetzen,
kann das Unverständliche keine Befolgung erwarten.

Univ.-Prof. Dr. Christian Koenig, Bonn*

* Auf Seite III erfahren Sie mehr über den Autor.

Aufsätze
Prof. Dr. Jörg Ennuschat, Bochum*

Das Lotteriemonopol – steht es stabil oder beginnt es zu wanken?

I. „Lotto-Prinzip in Gefahr: Lotterie-Monopol nicht
leichtfertig aufs Spiel setzen“ (Pressemitteilung
DRK vom 17.9.2018)

Im September 2018 gab es in Berlin eine Pressekonferenz
des Deutschen Roten Kreuzes. Die Pressemitteilung hat fol-
gende Überschrift:1 „Lotto-Prinzip in Gefahr: Lotterie-Mo-
nopol nicht leichtfertig aufs Spiel setzen“. Offenbar gibt es
beim Deutschen Roten Kreuz Sorgen, dass das Lottomono-
pol2 wanken könnte.
Auf den ersten Blick gibt es eigentlich keinen Anlass für
derartige Sorgen. Kein Bundesland will es auflösen. Sogar
auf unionsrechtlicher Ebene gibt es Regelungen, welche im
Ergebnis das Lotteriemonopol stabilisieren. So werden etwa
Monopolkonzessionen für Lotterien ausdrücklich aus dem
Anwendungsbereich der Konzessionsvergaberichtlinie von
2014 ausgeklammert (Art. 10 Abs. 9 RL 2014/23/EU).
Also: Das Lottomonopol steht stabil – oder beginnt es doch
zu wanken?

II. Kritik am und Angriffe auf das Lotteriemonopol

In letzter Zeit ist das Lotteriemonopol jedenfalls zuneh-
menden Angriffen ausgesetzt.

1. Zweitlotterien: (wohl) illegal, aber mit rasant steigen-
den Umsätzen

Das gilt zunächst in tatsächlicher Hinsicht. Private Anbie-
ter, z. B. mit Sitz in Gibraltar, nutzen als Trittbrettfahrer die
populären Angebote der staatlichen Lotterieanbieter, indem
sie Zweitlotterien (oder: Schwarzlotterien)3 in Form von
Wetten4 auf die Ergebnisse der Lotterieziehungen anbieten.
Für den Spieler sind die Angebote vergleichbar. Es gibt aber
einen zentralen Unterschied: Die staatlichen Lotterien stel-
len knapp die Hälfte ihrer Einnahmen der Allgemeinheit
zur Verfügung, während die Zweitlotterien vielfach in
Steuerparadiesen sitzen, d. h. dort nur wenige und in
Deutschland (wohl) keine Steuern zahlen.5

In der Verwaltungsrechtsprechung werden diese Zweitlot-
terien als illegal eingestuft.6 Dennoch sind sie in Deutsch-
land tätig – mit wachsenden Umsätzen. Das Lotteriemono-
pol wird in tatsächlicher Hinsicht also dadurch angegriffen,
dass sich daneben die Zweitlotterien etabliert haben.

2 ZfWG 1/19 Ennuschat, Das Lotteriemonopol – steht es stabil oder beginnt es zu wanken?

* Der Beitrag fußt auf einem Vortrag, den der Autor am 21.9.2018 auf
dem 4. Deutschen Glücksspielrechtstag in Frankfurt a. M. gehalten
hat. Er knüpft an Überlegungen an, die bereits auf dem Symposium
Glücksspiel 2018 an der Universität Hohenheim vorgestellt wurden
(ZfWG, Sonderbeilage 3/2018, 9 ff.), und entwickelt diese fort. Auf
Seite III erfahren Sie mehr über den Autor.

1 Deutsches Rotes Kreuz, Pressemitteilung vom 17.9.2018, https://www.
drk.de/presse/pressemitteilungen/meldung/lotto-prinzip-in-gefahr-l
otterie-monopol-nicht-leichtfertig-aufs-spiel-setzen/ (letztes Abruf-
datum: 9.1.2019 gilt für alle folgenden Links).

2 Gem. § 10 Abs. 6 GlüStV dürfen Lotterien nur von den Ländern ver-
anstaltet werden. Die Vermittlung kann hingegen auch durch private
Gewerbetreibende erfolgen, § 19 GlüStV. Bezugspunkt des Lotterie-
monopols ist das jeweilige Land. Es gibt in Deutschland also 16 Lot-
teriemonopole (vgl. OVG Hamburg, 22.6.2017 – 4 Bf 160/14, ju-
risRn. 95), die ihr Angebot freilich weitgehend gepoolt haben.

3 Manche verwenden die Bezeichnung „Schwarzlotterien“, z. B. Dünch-
heim, ZfWG 2018, 82, 83; Vetter, ZfWG Sonderbeilage 1/2018, 1, 2.

4 Zweitlotterien werden häufig als Wetten eingestuft, siehe etwa OVG
Hamburg, 9.3.2017 – 4 Bs 241/16, jurisLs.1; VG Saarland, 2.2.2017 –
6 K 2012/14, jurisRn. 42, 2.2.2017 – 6 K 1519/14, jurisRn. 82; a. A.
Koenig, ZfWG 2017, 335, 336: Lotterie i. S. d. § 3 Abs. 3 S.1 GlüStV;
offen lassend BayVGH, 2.3.2017 – 10 CS 16.2149, ZfWG 2017, 276,
279; OVG Nds., 12.12.2016 – 11 ME 157/16, ZfWG 2017, 54, 55.– Ein
großer Anbieter von Zweitlotterien hat im Vereinigten Königreich für
sein Angebot eine Wettlizenz (und eben keine Lotteriekonzession)
beantragt und erhalten (vgl. https://www.gamblingcommission.gov.
uk/PDF/Lottoland-public-statement-June-2017.pdf.pdf ) (letztes Auf-
rufdatum: 9.1.2019).

5 Siehe den Endbericht des Landes Hessen zur Evaluierung des Glücks-
spielstaatsvertrages (endg. Fassung 10.4.2017), S. 33: Illegale Glücks-
spielangebote unterliegen grundsätzlich zumindest der Umsatzsteuer.
Den Glücksspielbehörden liegen keine Informationen vor, ob die Um-
satzsteuer eingezogen wird.

6 OVG Hamburg, 9.3.2017 – 4 Bs 241/16, jurisLs.1, ZfWG 2017, 404;
ähnlich BayVGH, 2.3.2017 – 10 CS 16.2149, jurisRn. 7, 11; OVG Nds.,
12.12.2016 – 11 ME 157/16, jurisRn. 7; VG München, 9.8.2018 – M 17
S 18.3799, jurisRn. 56; VG Saarland, 2.2.2017 – 6 K 2012/14, ju-
risRn. 39, 27.7.2015 – 6 L 1544/14, jurisRn. 49; VG Ansbach,
27.9.2016 – AN 15 S 16.0048, jurisRn. 23 ff.– Zur strafrechtlichen
Beurteilung siehe Kudlich/Berberich, ZfWG 2016, 7 ff.
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